
18. August 2024

„Wichtiger Besuch: Politiker diskutieren
Brückenbau in Nachrodt“

NRW-Politiker treffen Bürger in Nachrodt-Wiblingwerder,
um über den Neubau der Lennebrücke und das

Planfeststellungsverfahren zu diskutieren.

In Nachrodt-Wiblingwerder stehen alle Zeichen auf einen
Dringlichkeitstermin: Der zuständige NRW-Verkehrsminister und
verschiedene Politiker der Landtagsfraktionen besuchen die
Gemeinde, um sich mit Bürgern über den Neubau der
Lennebrücke auszutauschen. Bürgermeisterin Birgit Tupat
betont die Bedeutung dieses Gesprächs, da das Thema der
Brücke und die Notwendigkeit eines neuen Bauwerks nicht in
Vergessenheit geraten dürfen. „Jetzt, wo der Verkehr fließt,
dürfen wir das Projekt nicht aus den Augen verlieren,“ mahnt
Tupat.

Besonders vor dem Hintergrund der Sperrung der alten Brücke
im Januar 2023 wissen die Bürger um die Dringlichkeit. Bei einer
Sperrung oder einer Umleitung könnte die gesamte
Verkehrsstruktur im Ort in Frage gestellt werden, was den Alltag
erheblich beeinflussen würde. Auch die Tatsache, dass die
aktuelle Brücke nach einer Sanierung nicht unbegrenzt tragfähig
ist, macht den Austausch mit den Politikern umso wichtiger. „Es
ist entscheidend, Druck aufzubauen, damit das Verfahren
voranschreitet,“ fügt sie hinzu.

Wichtige Begegnung für die Bürger

Das Treffen findet um 17 Uhr an der Lennerterrasse statt und
jeder Interessierte ist herzlich eingeladen. Eine Anmeldung ist



nicht notwendig, was den direkten Zugang zur Diskussion
erleichtert. Zuvor wird es ein Treffen im Amtshaus zwischen der
Bürgermeisterin, den örtlichen Politikern und den Gästen aus
Düsseldorf geben.

Doch nicht alles ist reibungslos gelaufen. Insbesondere
innerhalb der politischen Fraktionen gab es Unstimmigkeiten
über die Art und Weise der Einladung. Aykut Aggül, ein
fraktionsloser Abgeordneter, stand in der Kritik, da er den
Politikkreis alleine eingeladen hatte. Die Bürgermeisterin und
Mitglieder der SPD äußerten Bedenken, dass dadurch die
formalen Abläufe nicht eingehalten worden seien.
Niederschwellige Bürgerbeteiligung könnte dadurch in Frage
gestellt sein.

Einblick in das Planfeststellungsverfahren

Der Plan für den Neubau der Lennebrücke ist bereits ein heiß
diskutiertes Thema. Die überarbeiteten Planunterlagen wurden
zur Einsicht bereitgestellt und können von Bürgern eingesehen
werden. Dabei stehen nicht die allgemeinen Verfahren im Fokus,
sondern Anpassungen, die aufgrund vorheriger Einwendungen
vorgenommen wurden. Wie kürzlich bekannt wurde, sind seit
der Einsichtnahme zwölf Einwendungen und Stellungnahmen
eingegangen.

Christoph Söbbeler, Pressesprecher der Bezirksregierung
Arnsberg, erwähnt, dass die Antworten des Vorhabenträgers
bereits an die Beteiligten übermittelt wurden. Ein positiver
Aspekt des Verfahrens lautet, dass auf einen Erörterungstermin
verzichtet werde, was das gesamte Verfahren beschleunigen
soll. „Das Fernstraßengesetz bietet diese Möglichkeit und dient
der zügigen Bearbeitung,“ erklärt Söbbeler.

Die Vorbereitungen für dieses Treffen sind also nicht nur
politische Rhetorik – sie bedeuten, dass der Prozess des
Brückenbaus weiter vorangetrieben werden könnte. In wenigen
Stunden wird sich zeigen, wie stark die Stimmen der Bürger



Gehör finden und welcher Einfluss diese auf das Vorhaben
haben werden. Tägliche Pendler und Anwohner wissen, dass das
Bauprojekt mehr verlangt als nur politische Absichtserklärungen.
Viele hoffen auf signifikante Fortschritte in den Verhandlungen
und Maßnahmen, die schnell umgesetzt werden.

Kritische Phase für den Brückenbau

Angesichts des stetig wachsenden Verkehrs und der damit
verbundenen Risiken ist der Neubau der Lennebrücke nicht nur
notwendig, sondern drängt sich auch zunehmend auf. In der
Vergangenheit gab es auch schon Besuche von Politikern, doch
nun ist es entscheidend, dass konkrete Schritte unternommen
werden. Die Anwesenden hoffen, dass es nicht bei politischen
Versprechungen bleibt und tatsächliche Maßnahmen eingeleitet
werden. Die Anliegen der Bürger sollten im Mittelpunkt stehen,
um zukünftige Unsicherheiten und Verkehrsprobleme zu
vermeiden.

Relevante Rahmenbedingungen des
Planfeststellungsverfahrens

In Deutschland ist das Planfeststellungsverfahren ein zentraler
Bestandteil der Planung und Genehmigung von
Infrastrukturprojekten. Es wurde eingeführt, um sicherzustellen,
dass öffentliche Bauvorhaben rechtssicher und unter
Berücksichtigung aller Interessen durchgeführt werden.
Insbesondere in Nordrhein-Westfalen, wo die kommunale
Verkehrsinfrastruktur unter starkem Druck steht, sind
Fortführungen und Neubauten von Brücken unabdingbar.

Ein Planfeststellungsverfahren umfasst mehrere Schritte,
darunter die Erstellung von Planunterlagen,
Öffentlichkeitsbeteiligung und die Prüfung von Einwendungen.
Diese Verfahren sind nicht nur zeitaufwendig, sondern auch
komplex, da sie betroffene Bürger, Kommunen und
verschiedene Fachbehörden einbeziehen. Daher ist es gerade in



Fällen wie dem der Lennebrücke wichtig, dass alle Beteiligten
transparent über den Fortschritt informiert werden, um das
Verständnis und die Akzeptanz in der Bevölkerung zu fördern.

Aktuelle Herausforderungen für die
Verkehrsinfrastruktur

Die Thematik um die Lennebrücke ist Teil eines umfassenderen
Problems der Verkehrsinfrastruktur in Deutschland. Laut dem
Bundesministerium für Verkehr und digitale Infrastruktur (BMVI)
sind viele Brücken in Deutschland in einem schlechten Zustand
und bedürfen dringender Sanierung oder gar Neubau. Eine 2021
veröffentlichte Studie zeigte, dass über 12.000 Brücken in
Deutschland sanierungsbedürftig sind.

Die Herausforderungen sind nicht nur technisch, sondern auch
finanzieller Natur. Die Kommunen stehen oft unter Druck, ihre
begrenzten Ressourcen sinnvoll einzusetzen, während
gleichzeitig die Anforderungen an die Sicherheit und die
Verkehrsanbindung steigen. Angesichts des demografischen
Wandels und der anhaltenden Urbanisierung wird die
Notwendigkeit, sichere und leistungsfähige
Verkehrsinfrastrukturen zu schaffen, immer drängender.

Einwendungen und deren Bedeutung im
Planungsprozess

Ein wichtiger Aspekt des Planfeststellungsverfahrens sind die
Einwendungen, die von Bürgern und Institutionen eingereicht
werden können. Diese dienen nicht nur dazu, Bedenken zu
äußern, sondern können auch zur Verbesserung der Planungen
beitragen. Im Fall der Lennebrücke hagelte es zwölf
Einwendungen, ein Zeichen dafür, dass die Anwohner aktiv in
den Prozess einbezogen werden möchten und ihre Stimmen
gehört werden wollen.

Die Strukturierung und Nachvollziehbarkeit dieser



Einwendungen ist für die Behörden von Bedeutung. Christoph
Söbbeler, Pressesprecher der Bezirksregierung Arnsberg, hat
betont, dass die Möglichkeit der Erörterungstermine in diesem
speziellen Verfahren nicht wahrgenommen wurde, um die
Gesamtdauer des Verfahrens zu verkürzen. Dieser Schritt kann
nicht nur die Effizienz steigern, birgt jedoch auch die Gefahr,
dass wichtige Aspekte in der Diskussion untergehen. Letztlich
zeigt sich, dass der Dialog zwischen Bürgern und Behörden
entscheidend für den Erfolg solcher Projekte ist.
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